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,'·23. :B9:iblatt 

245/A.B. 

zu 242/J 

peiblatt zur l?arlamentskorrespondenz -30. März 1955 

An fr a gebe a nt w or tun g 

Die Anfrage der Abg. W' un d e ,I' und Genossen, betreffend die Durch­

ft:hrung der Arbeiterkammerwahlen am 24.0ktober 1954, beantwortet.l3llnd,es-' . . . ',", 

minister für soziale Verwaltung Mai seI wie folgt: 

In der vorbezeichneten Anfrage wlflrd ausgeführt, dass sieh sowohl 
. l • . .' 

bei den Arbeiterkammerwahlen 1949 als auch bei den Arbeiterkatilmerwahlen im 
, • • " " < 

Jahre 1954 in der Vorbereitu~g wie in der Durchführ\Ulg Un.~uk:ömmliohkeiten 
, ' 

ergeben, hätten, die auf die unzureiohende Wahlordnung zl1rÜokzuführen seien. 

Ea habe siohnämlich gezeigt, dass ein Grossteil der Wahlberechtigten 

von dem ihm zustehenden Wahlreoht aUl!3geschlossen geblieben sei. Damber . '.' .' ',:" . . , .. '. .' " . ~ . 

hinaus enthielte d,ie Arb,e i terkammerwahlordnung verse hiedeneUnklarhe:i.ten 
.' ."". . . , " . ".. '. ". 

und Lücken, die es den Hauptwahlkommissiorten. ermögliohten, nach ihrem El:'messen 
. . '. ,. - . " . 

EntscheidWigenzutreffen. 

Es wll~de daher an den Bundesminister für Soziale, Ve:rwaltung die Anfrage 

geatell t, 

1. ob es ihm bekannt sei, dass ßich sehon bei den Al"',eiterltammerwahlen1949 

und nunwied~rbei den Arbeiterkamm~rwah1en im Jahre 1954 ind~~',Vorbereittlng . , . .. . . -,', 

und derDurchführ~gde~ Wahl~n~ vorallern inder Erf,ssw.':8, der, Wahlberech­

tigten,' Unzukömmlichkeiten e:rgaben, ,die auf die unzureic!'lende' Arbeiter-
. ' -'. \ , 

kammerwahlordnung zurüokzufü~en~ei.n, wodurch ein Gm ssteillie,r nach 

deli Vo;rSyhriften des Arbeiterkammergese,tzes \fah1berechtfgtEJnv:omWahlrecht 

ausgesoh1Qssen geblieben sei; 

2. ob ihm bekannt sei, dass sichauQh die neue Arbeiterkam\n8rw*hlQl'dnung 1954 

als unzureiohend~s Instrument für die DurchfuhrungfslI' Arbeit~~kallUl.'8rwal11en 
erwiesen habe, da in ihr,Unklarbeiten und LÜcken enthalten sei.en, die~ej, 

der Durchführung der Wahlen g:rosse Unsiche:rhei t verursschten,-wodU)"Oh' die 
, ,"', . . -, 

Hauptwah,lkommissipnen veranlasst wordel1wären, naoh eig~nel'li,Gtttdü1'1kenbei 
"',.; . '-.' ,", 

• Durohführung 'der V/ahlen ~orzu.geheri~ 
3. ob ger Bundesminister bereit sei, ehestens eine in Gesetzesform le"" 

kleidete WahlOrdnung in die Wege zu le,i ten, die alle Einzelheiten des Wahl-
• • . ' I .' . 

vorgangEJssoregel t, dass s,ich,in Zukunft nicht wieder Vorgänge ere~nen 

können, die mit einer demokratisohdurchgefÜhr.ten, freien, ,gleichen und 
, " 

,gehe imen Wahl unvereinbar wäre,n. 
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24. Beiblatt Beiblatt zur Parl81~~.!'Iespondenz 30. März 1955 

In Beantwortung diesel' Anfrage bee'hre ich mich, folgendes mitzuteileng 

Wie au.setner Mitteilung des Österreichischen Arbei terkslllmertages her-
. . 

vorgeht, lag eine. der hau.ptsäc~lichsten Schwierigkeiten bei der ;o.u.rchfüh.rung 

.derArbeiterkammerwahlen in der du.rch § 8 Abs .. 6 des Arbeiterkammei-gese:tzes 

yorgesehenen Einschal tung der Träger der gesetzlichen KraR):cenversicherung 

in: d:i.e W~hlvorberei tungen. Hiebei hat sich gezeigt, dass 4i& bei den Krapken­

versicherrngstragern vorhandenen Einrichtungen zu.r ~videnzhaltu.ng der 

VersicherteJ? den besonderen Bedürfnissen der Vorbereitungen für die Arl;leiter­

kammerwahlen nicht entsprechen. Die bei den Krankehversicheru.ngsträgel'n ge­

meldeten versicherungspflichtigen Dienstnehmer werden nämlich meist au;ch 

dann, wann ein Dienstgeber mehrere Fili'ale~ ·oder Zweigbetttiebe besitzt., bei 

der, Zent.rale des Unternehmens geführt,. von der au.s au.ch ~ie !reldung und Ab­

filhrung der Beiträge erfolgt. Die Wahlberechtigten für odi9' irbeiterkammer­

wahlen waren daher au.ch in diesen Fällen in ein Wählerverzeichhis au.fgenom­

men, das ·nu.r tür den Zentralbetrieb angelegt worde.n war, obgleich' ihre 

tatsäohlichen Arbeitsstätten - mitunter oft sehr weit ... davon abli~gen.lIiez u 

kommt, dass oft au.oh weder die Wohnansohrift noch die Art der ~schä.ftigui1g 

und die Dau.er der Berufstätigkeit in Österreich in den Wahlerverfr.it:>hnissen 

enthalten waren, weil diese Angaben in der ~videnzkartei der :krarikenkas~e . 
entweder gänzlich fehlten; oder, weil unrichtig, unbrauchbar ware,n~ ,Nun. . 
sind zwar die Dienstgeber nach § 10 Abs. 2'der Arbeiterkammerwan~o~dnting, 

BGBl.Nr. ],.18/1954, u.a. d~für verantwortlich, dass sie die ihnenvon den 
f >', • .', • 

Trägern der gesetzliohen Krankenversicherung übermittelten Wahlerverzeichnisse 

restlolic;ht.!1l1tellen u.nd erst dann· zU;l'Üoksenden. Bei Er1'ül1ung <lies~r Ver­

pflichtu.nghätten die vorstehend aufgezeigten Schwierigkeiten sicherlioh 
. " 

überwu.nden werden können. Da der Gesetzgeber 'jedoch bewusst auf Z\vangsinittel 

zur Du.rohs~tzu.ng dieser Verpflichtung verziohtet hat, blieb auch diesol' 

Vorschrift der wünschenswerte Erfolg versagt. Tatsä.chlich führte die unter~ 

lasaung der Richtigste llung der Wählerverzeichnisse du.rch viele Die,nBt~eber 
, '", ' , . ' . . 

zu. grossenVerzögerungen und Unriohtigkeiten, die ihrerseits wieder zu. 

unverhältnisrnässig vielen Einsprüchen führten. Sohließlich muß als dritte. 

Ha~ptursa~he für die in Erscheirung getretenen Mängel bei der Durohführung 

d~r ArbeiterkaDunerwahle~ 1954 die äusserst ~appe Frist zu.r Vorbereitung der 

Wahlen angesehen werden. Diese ~st au.f die wiederholte Verzögerttng bei 

der BehandLung des Gesetzentwurfes zurück~ufü~en, die eine l3esc~lu.ss:f'assung 
. . 

durch die gesetzgebenden Körpersohaften erst zn einem Zeitpunkte ermög}.ichte, 

zu dem dle Vorbereitungen 'QQreits in Durchführu.ng hätten sein sollen. 
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25. Beiblatt fje;j.b1att zur Parlamentskorresl!ondenz 30" M"ärz 1955 

Wie aua dem oben Ausgeführten hervorgeht, habem also die eingetretenen 

Unzukömm1iohkeiten bei der Durchführung der Arbeiterkammerwahlen 1954 

ihre Ursaohe in den Vorschrif·ten des Arbe:l.terkammergesetzes 1954, das 

seinerseits auf einen Initiativantrag zurüokgeht, und nicht in der 

Arbeiterka~~erwahlordnung. Die Arbeiterkammerwahlordnung, die auf Grund 

des Arbeiterkammergesetzes vom Bundesministerium für soziale Verwaltung 

erlassen wqrde, konnte natürlich keine von den gesetz1iohen Vorschriften 
" abweichende Regelung treffen, sondern hatte sich, sollte sie nicht 

gesetzwidrig sein, an die Verordnungsermächtigung des Gesetzes zu haI ten .. 

Im Hinblick auf die e:i.ngetretenen Schwierigke1tan bei der Durch­

führung der Arbeiterkammerwahlen 1954 hat das Bundesministerium für 

soziale Verwaltung den Österreichisohen Arbeiterkammertag eingeladen, ZU 

prüf~n, ob duroh organisatorisohe Massnahmen, vor allem seitorls der 

Träger der gesetzlichen Krankenversioherung, die klaglose Durchführung 

künftiger Arbeiterkammerwahlen siohergestellt werden kann. Sollte dieser 

Weg nioht zum gewü,nsohten Ziele führen, wird zu erwägen sein, ob' duroh 

eine Novellierung des Arbeiterkammergesetzes 1954 und in Verbindung 

damit durch eine Abänderung der Arbeiterkammerwahlordnung 1954 bei 

künftigen Arbeiterkammerwahlen die erwähnten Schwierigkeiten vermieden 

werden können. 
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